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Antonio Tajani ist neuer  
Präsident des Europäischen 

Parlaments 
 

Antonio Tajani hat sich als Kan-
didat der Fraktion der Europäi-
schen Volkspartei für das Präsi-
dentenamt in einer Stichwahl 
gegen den Sozialisten Gianni 
Pittella durchgesetzt. Tajani er-
hielt 351 Stimmen, Pittella 282. 
Der 63-Jährige wird Nachfolger 
des deutschen Sozialdemokra-
ten Martin Schulz, der in die 
Bundespolitik wechselt. „In Zei-
ten wie diesen brauchen wir ei-
nen Präsidenten, der die Mehr-
heit des Parlaments gegenüber 
dem Rat und der Kommission 
vertritt, nicht sich selbst, wie es 
Martin Schulz leider zu oft ver-
sucht hat. Antonio Tajani wird 
ein sehr guter Parlamentspräsi-
dent sein und seine Rolle als 
überparteilicher Sprecher her-
vorragend erfüllen“, so Markus 
Ferber. 
 

 
Ferber kritisiert Reformpläne 

zur EU-Finanzierung 
 
Eine Expertengruppe unter Lei-
tung des früheren italienischen 
Ministerpräsidenten Mario 
Monti hat eine tiefgreifende Re-
form der EU-Finanzierung vor-
geschlagen. Markus Ferber kri-
tisiert die Vorschläge, fordert 
eine effizientere Ausgabenpoli-
tik und warnt vor mehr Belas-
tung für Deutschland. Zu den 
Monti-Vorschlägen zählen unter 
anderem eine CO2-Steuer, ein 
höherer Anteil an den Mehrwert-
steuereinnahmen der Mitglied-
staaten, ein Anteil an der Kör-
perschaftssteuer sowie an der 

geplanten Finanztransaktions-
steuer. Diese Einnahmen sollen 
direkt in den EU-Haushalt flie-
ßen. Markus Ferber warnt vor 
den Folgen der Umverteilung: 
„Am Ende werden finanzstarken 
Mitgliedstaaten mit einem ho-
hen Steueraufkommen die 
Rechnung zahlen müssen. Die 
Monti-Vorschläge bedeuten 
nichts anderes als, dass die 
Bundesrepublik Deutschland ei-
nen noch größeren Nettobei-
trag schultern müsste.“ 
 

 
Brexit-Pläne werden langsam 

konkret 
 

Die britische Premierministerin 
Theresa May hat in ihrer Rede 
den Willen zu einem klaren 
Bruch mit der EU bekräftigt. Als 
ein „Wunschkonzert“ bezeich-
net Markus Ferber die Vorstel-
lungen darüber, wie der Austritt 
und die künftige Beziehung zur 
EU aussehen sollen. Die Premi-
erministerin strebt ein Freihan-
delsabkommen mit der EU an, 
dass nach den zwei Jahren 
Austrittsverhandlung bereits 
stehen soll. „Diesen Wunsch 
halte ich für ziemlich unrealis-
tisch. Das Vereinigte Königreich 
hat schlichtweg gar nicht die 
personellen Ressourcen, um 
ein komplexes Freihandelsab-
kommen in so kurzer Zeit aus-
zuhandeln. Das gilt umso mehr, 
wenn das entsprechende Fach-
personal parallel mit den Aus-
trittsverhandlungen beschäftigt 
ist. In den vergangenen Jahr-
zehnten haben alle EU-Mitglied-
staaten ihre Handelsabkommen 
von der EU-Kommission aus-
handeln lassen. Insofern fehlt 

es in den nationalen Verwaltun-
gen schlichtweg an erfahrenem 
Personal“, so Ferber. Außer-
dem hat er auch kein Verständ-
nis für die Andeutungen, das 
Vereinigte Königreich könnte 
künftig zur Steueroase Europas 
werden: „Das Vereinigte König-
reich hat sich auf Ebene der G-
20 und bei der OECD zum 
Kampf gegen Steuerhinterzie-
hung und aggressive Steuerpla-
nung verpflichtet. Wenn sich die 
Briten nicht vollkommen aus der 
internationalen Gemeinschaft 
verabschieden möchten, sollte 
sie sich an diese Verpflichtun-
gen auch halten.“ Abschließend 
betonte Ferber: „Die britische 
Regierung wäre gut beraten, 
sich noch einmal in Erinnerung 
zu rufen, wer hier wen verlassen 
möchte.“ 
 

 
Malta übernimmt Ratsvorsitz  
 
Am 1. Januar hat Malta turnus-
gemäß für sechs Monate den 
EU-Ratsvorsitz von der Slowa-
kei übernommen. In Straßburg 
hat Premierminister Joseph 
Muscat das Europäische Parla-
ment über die wichtigsten The-
men der kommenden sechs Mo-
nate informiert. Dazu gehören 
die Bewältigung der Flüchtlings-
krise, den weiteren Ausbau des 
digitalen Binnenmarkts und das 
Thema der inneren und äuße-
ren Sicherheit Europas. „Unter 
maltesischer Ratspräsident-
schaft kommt es darauf an, be-
reits vereinbarte Maßnahmen 
umzusetzen, wie beispielsweise 
das Gemeinsame Europäische 
Asylsystem“, betont Markus 
Ferber. 
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